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Band 9. Zwei deutsche Staaten 1961-1989 
Bundesgesetz zur Förderung von Stabilität und Wirtschaftswachstum (8. Juni 1967)  
 
 
Um zukünftigen Rezessionen vorzubauen, verabschiedete der Bundestag 1967 ein Gesetz, das 
die gesetzliche Grundlage für die informelle Kooperation zwischen Regierung, Arbeitgebern und 
Gewerkschaften schaffen sollte. Dieses Gesetz sah vor, bei einer Störung des 
makroökonomischen Gleichgewichts finanzpolitische Maßnahmen zu ergreifen. 
 

 
 
 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

 

§ 1 

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die 

Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten. Die Maßnahmen sind so 

zu treffen, daß sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des 

Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht 

bei stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen. 

 

§ 2 

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines jeden Jahres dem Bundestag und dem Bundesrat 

einen Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirtschaftsbericht enthält: 

1. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des Sachverständigenrates auf Grund des § 6 

Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 (Bundesgesetzblatt I, S. 685) in 

der Fassung des Gesetzes vom 8. November 1966 (Bundesgesetzblatt I, S. 633); 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundesregierung angestrebten wirtschafts- 

und finanzpolitischen Ziele (Jahresprojektion); die Jahresprojektion bedient sich der Mittel und 

der Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, gegebenenfalls mit Alternativrechnungen; 

3. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirtschafts- und Finanzpolitik.  

 

[ . . . ] 

 

§ 3 

(1) Im Falle der Gefährdung eines der Ziele des § 1 stellt die Bundesregierung 

Orientierungsdaten für ein gleichzeitiges aufeinander abgestimmtes Verhalten (konzertierte 

Aktion) der Gebietskörperschaften, Gewerkschaften und Unternehmensverbände zur 

Erreichung der Ziele des § 1 zur Verfügung. Diese Orientierungsdaten enthalten insbesondere 
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eine Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge im Hinblick auf die gegebene 

Situation. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft hat die Orientierungsdaten auf Verlangen eines der 

Beteiligten zu erläutern. 

 

§ 4 

Bei außenwirtschaftlichen Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, deren Abwehr 

durch binnenwirtschaftliche Maßnahmen nicht oder nur unter Beeinträchtigung der in § 1 

genannten Ziele möglich ist, hat die Bundesregierung alle Möglichkeiten der internationalen 

Koordination zu nutzen. Soweit dies nicht ausreicht, setzt sie die ihr zur Wahrung des 

außenwirtschaftlichen Gleichgewichts zur Verfügung stehenden wirtschaftspolitischen Mittel ein.  

 

§ 5 

(1) Im Bundeshaushaltsplan sind Umfang und Zusammensetzung der Ausgaben und der 

Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen zu Lasten künftiger Rechnungsjahre so zu 

bemessen, wie es zur Erreichung der Ziele des § 1 erforderlich ist. 

(2) Bei einer die volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit übersteigenden Nachfrageausweitung 

sollen Mittel zur zusätzlichen Tilgung von Schulden bei der Deutschen Bundesbank oder zur 

Zuführung an eine Konjunkturausgleichsrücklage veranschlagt werden. 

(3) Bei einer die Ziele des § 1 gefährdenden Abschwächung der allgemeinen 

Wirtschaftstätigkeit sollen zusätzlich erforderliche Deckungsmittel zunächst der 

Konjunkturausgleichsrücklage entnommen werden. 

 

[ . . . ] 

 

§ 9 

(1) Der Haushaltswirtschaft des Bundes ist eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu legen. 

In ihr sind Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Ausgaben und die 

Deckungsmöglichkeiten in ihren Wechselbeziehungen zu der mutmaßlichen Entwicklung des 

gesamtwirtschaftlichen Leistungsvermögens darzustellen, gegebenenfalls durch 

Alternativrechnungen. 

(2) Der Finanzplan ist vom Bundesminister der Finanzen aufzustellen und zu begründen. Es 

wird von der Bundesregierung beschlossen und Bundestag und Bundesrat vorgelegt. 

(3) Der Finanzplan ist jährlich der Entwicklung anzupassen und fortzuführen. 

 

[ . . . ] 

 

§ 11 

Bei einer die Ziele des § 1 gefährdenden Abschwächung der allgemeinen Wirtschaftstätigkeit ist 

die Planung geeigneter Investitionsvorhaben so zu beschleunigen, daß mit ihrer Durchführung 

kurzfristig begonnen werden kann. Die zuständigen Bundesminister haben alle weiteren 

Maßnahmen zu treffen, die zu einer beschleunigten Vergabe von Investitionsaufträgen 

erforderlich sind. 
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[ . . . ] 

 

§ 15 

(1) Zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts kann die 

Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates anordnen, daß der 

Bund und die Länder ihren Konjunkturausgleichsrücklagen Mittel zuzuführen haben.  

 

[ . . . ]  

 

§ 16 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände haben bei ihrer Haushaltswirtschaft den Zielen des § 1 

Rechnung zu tragen. 

(2) Die Länder haben durch geeignete Maßnahmen darauf hinzuwirken, daß die 

Haushaltswirtschaft der Gemeinden und Gemeindeverbände den konjunkturpolitischen 

Erfordernissen entspricht. 

 

§ 17 

Bund und Länder erteilen sich gegenseitig die Auskünfte, die zur Durchführung einer 

konjunkturgerechten Haushaltswirtschaft und zur Aufstellung ihrer Finanzpläne notwendig sind. 

 

[ . . . ] 

 

§ 19 

Zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts kann die 

Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates anordnen, daß die 

Beschaffung von Geldmitteln im Wege des Kredits im Rahmen der in den Haushaltsgesetzen 

oder Haushaltssatzungen ausgewiesenen Kreditermächtigungen durch den Bund, die Länder, 

die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die öffentlichen Sondervermögen und 

Zweckverbände beschränkt wird. Satz 1 gilt nicht für Kredite, die von Gemeinden, 

Gemeindeverbänden oder Zweckverbänden zur Finanzierung von Investitionsvorhaben ihrer 

wirtschaftlichen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit aufgenommen werden. 

 

[ . . . ]  
 
 
 
Quelle: Bundesgesetzblatt 1967 I, S. 582ff; abgedruckt in Christoph Kleßmann, Hg., Zwei 
Staaten, eine Nation. Deutsche Geschichte 1955-1970. Göttingen, 1988, S. 532-34.  
 


